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LokalAnzeiger-Serie: Kreuz-Rad-Löwe – unser Land wird 75 Jahre alt (Teil 4)

Die Gemeindewahlen
-von Joachim Hennig-

REGION. Auf den Tag ge-
nau vor 75 Jahren, am 15.
September 1946, fanden
die ersten Wahlen nach
dem Krieg statt. Nach dem
Erlass der Ordonnance No.
57 am 30. August 1946
ging es Schlag auf Schlag.
Schon vier Tage später,
am 3. September 1946,
trafen sich unter Leitung
des französischen Gou-
verneurs Claude Hettier de
Boislambert (1906-1986)
zu einer Besprechung
zwölf deutsche Verwal-
tungsbeamte, die dann die
Gemischte Kommission
bildeten. Neun Tage spä-
ter, am 12. September, kam
diese Gemischte Kommis-
sion in Mainz zu ihrer ers-
ten Sitzung zusammen.
Dabei setzte sie einen Ver-
waltungsausschuss und
einen Verfassungsaus-
schuss ein. Nur drei Tage
später, am Sonntag, 15.
September 1946, gab es
die ersten Wahlen.

Das war der erste freie Ur-
nengang seit den letzten
(halbwegs freien) Wahlen
vom 5. März 1933, die
zum Deutschen Reichstag
abgehalten worden waren.
Er fand statt fünf Wochen
nach der Machtübernahme
der Nazis am 30. Januar
1933, nach der massiven
Einschränkung der Pres-
se-, Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit sowie
dem Brand des Reichs-
tags am 27. Februar 1933,
den die Nazis zu einer Ver-
haftungswelle von Kom-

munisten und anderen Op-
positionellen missbrauch-
ten. Bei den Wahlen hat-
ten die Nationalsozialisten
nach einem die anderen
Parteien behindernden und
diffamierenden Wahlkampf
43,9 Prozent der abgege-
benen Stimmen erreicht,
mit der „Kampffront
Schwarz-Weiß-Rot“ die
Mehrheit der Mandate er-
zielt und dann eine „Koa-
litionsregierung“ gebildet.
Noch im selben Monat hat-
te der Reichstag, als be-
reits die kommunistischen
Abgeordneten verhaftet
oder geflohen und ihnen
die Mandate aberkannt
worden waren, gegen die
Stimmen der verbliebenen
SPD-Abgeordneten dem
Ermächtigungsgesetz zu-
gestimmt. Damit hatte sich
der Reichstag selbst ent-
machtet und die Gesetz-
gebung der Hitler-Regie-
rung übergeben.
Die dann folgenden Wah-
len, beginnend mit den
Kommunal- und Provinzi-
allandtags-Wahlen am 12.
März 1933, waren nicht
mehr frei. In den Stadt-
und Gemeindeparlamenten
wurden zur gleichen Zeit
die kommunistischen und
sozialdemokratischen Ver-
treter aus den Gremien ent-
fernt, die Vertreter der Zent-
rumspartei „durften“ bei den
Nationalsozialisten „hospi-
tieren“. Das förmliche En-
de der Demokratie brachte
das „Gesetz gegen die
Neubildung von Parteien“
vom 14. Juli 1933, das alle
Parteien neben der NSDAP
verbot. Den Schlusspunkt

setzte die Deutsche Ge-
meindeordnung vom 30.
Januar 1935. Danach wur-
den die Ratsmitglieder nicht
mehr gewählt, sondern vom
Beauftragten der NSDAP
berufen, ohnehin hatten sie
nur noch beratende Funk-
tion. Zu dieser Zeit waren
die Wahlen, soweit sie zum
Reichstag überhaupt noch
stattfanden, nur noch
Scheinwahlen, Akklamatio-
nen für Hitler und seine Dik-
tatur.

Nach diesen mehr als 13
Jahren Hitler-Diktatur und
„Stunde Null“ begann der
Aufbau der Demokratie.
Wesentliches Ziel der Be-
satzungspolitik war die De-
mokratisierung. Sie be-
gann bei den Gemeinden,
Städten und Kreise. Die ers-
te Besatzungsmacht, die
Amerikaner, hatte das Kon-
zept der „grassroot-demo-
cracy“, der „Graswurzelde-
mokratie“, mitgebracht. Von
Grund auf sollten die Deut-

schen die Prinzipien der
Demokratie lernen. Das
Konzept dafür begann auf
der Ebene der Kommunen
und Kreise. Die Franzosen
setzten dann die Demo-
kratisierungspolitik der
Amerikaner fort.
Dazu gehörten im Jahr 1946
die Kommunalwahlen. Be-
reits im Mai 1946 hatte
das französische Außen-
ministerium den Termin für
die Wahlen in den Ge-
meinden und Städten auf
den 15. September 1946
festgesetzt und dafür wei-
tere Regelungen getroffen:
Danach betrug die Wahl-
periode lediglich zwei Jah-
re. Die Wahl sollte nach Lis-
ten erfolgen, die von den in-
zwischen gegründeten Par-
teien aufgestellt werden
konnten. Zugelassen wa-
ren aber auch parteiunge-
bundene Listen.
Wählbar war nur, wer das
25. Lebensjahr vollendet
hatte und weder Mitglied
der NSDAP noch ihrer Un-
tergliederungen gewesen
war, noch nach dem März
1936 als Berufsoffizier oder
Unteroffizier im aktiven
Dienst gestanden hatte.
Auch das aktive Wahlrecht
war eingeschränkt und
stand prinzipiell denen nicht
zu, die Mitglieder der SS
oder der Waffen-SS, der
NSDAP oder ihrer Unter-
gliederungen gewesen wa-
ren, sofern sie sich an der
Partei mehr als nur dem Na-
men nach beteiligt hatten.
Ausgeschlossen waren et-
wa auch Personen, die
Deutsche oder Fremde we-
gen ihrer politischen Ge-

sinnung, Rasse oder Reli-
gion angezeigt oder ver-
folgt hatten.
Aus der Sicht der Parteien
waren die Wahlen keine
Machtprobe, sondern viel-
mehr eine Bewährungs-
probe für die Bevölkerung
und für sie selbst. Die Wah-
len sollten – wie ein pfäl-
zischer SPD-Politiker es
formulierte – die Bürger po-
litisch urteilsfähig machen,
damit „Demagogen,
Schwindler und Lügner“
niemals wieder erfolgreich
wären. Die Kommunalpoli-
tik sollte zur „Volkschule
der Demokratie“ werden.
Einer dieser Wähler war
der Koblenz-Metternicher
SPD-Funktionär und Ge-
werkschafter Johann
Dötsch. Zu Beginn des
Zweiten Weltkrieges war er
verhaftet und in das Kon-
zentrationslager Sachsen-
hausen bei Berlin ver-
schleppt worden. Ende Ap-
ril 1945 kam er von Sach-
senhausen noch auf den
Todesmarsch in Richtung
Ostsee, er überlebte und
wurde Anfang Mai 1945 be-
freit. Nach seiner Rück-
kehr nach Koblenz Mona-
te später war er Wieder-
begründer der SPD in Kob-
lenz und Präsidialdirektor
in der Provinz Rheinland-
Hessen-Nassau. Kaum ein
Jahr später starb er an
den Folgen der im KZ er-
littenen Misshandlungen.
Drei Wochen vor seinem
Tod ging für ihn noch ein
großer Wunsch in Erfül-
lung: Auf der Bahre wurde
er ins Wahllokal getragen
und er konnte an den ers-

ten freien Wahlen seit 1933
teilnehmen.
Die Wahlbeteiligung ins-
gesamt war groß. Im gan-
zen Land betrug sie
87,9 %. Die Christlich-De-
mokratische Partei (CDP),
wie im Norden die spätere
CDU damals noch hieß,
und die CDU im Süden wur-
den mit landesweit 45,2 %
stärkste Partei(en), gefolgt
von der SPD mit 24,5 %
und den Parteilosen mit
22,8 %. Die KPD erhielt
6,5 %. Auch bei den Sitzen
in den Gemeindevertre-
tungen war die CDP/CDU
führend. Sie kam auf
43,8 %, die SPD nur auf
14,3 % und die Parteilosen
auf 39,2 %. In Koblenz er-
rang die CDP mit 58,1 %
der abgegebenen Stim-
men und 21 Mandaten ei-
nen überwältigenden Wahl-
sieg. Die SPD kam auf
32,7 % und zwölf Mandate,
die KPD auf 9,2 % und
drei Mandate. Dementspre-
chend musste der erst zum
1. Juni 1946 von den Fran-
zosen eingesetzte Ober-
bürgermeister Dr. Wilhelm
Guske (1880-1957, SPD),

der vor der NS-Zeit Vize-
präsident der Rheinprovinz
und von den Nationalso-
zialisten verfolgt worden
war, dem bisherigen Bür-
germeister Josef Schnor-
bach (1893-1973, CDP)
Platz machen. Schnorbach
war als erster gewählter
Oberbürgermeister von
Koblenz seit 1933 Stadt-
chef dann bis 1960.

Der SPD-Politiker, NS-Ver-
folgte, Mitbegründer der
SPD nach dem Krieg und
Präsidialdirektor der Pro-
vinz Rheinland-Hessen-
Nassau Johann Dötsch.

Quelle: Förderverein
Mahnmal Koblenz

Der Koblenzer Verwaltungsbeamte und erste gewählte
Oberbürgermeister nach dem Krieg Josef Schnorbach.
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